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Die Wohlfahrtsaktion » Silent guest » , die in Amerika

durchgeführt '»«rde , hat dem Wiener Bürgermeister zehn
Bebensmittelpakete als Spende für Wiener Kinderheime überwiesen.
Der Bürgermeister hat die Spende dem amtsführenden Stadtrat für'
das Wohlfahrtswesen , Dr * Freund , zur Verteilung übergeben . Die
V/phlfahrtsaktion » Stille Gäste » hat bereits zwei Spenden von 550
uj|d 100 . Lebensmittelpaketen für Wiener Kinderheime zur Verfügung
gestellt,

xabakwarenaufruf für die 44 # Versorgungsperiode

Das Hauptwirtschaftsamt Wien und das Landeswirtschafts-
amt für Niedorösterreich und das Burgenland geben im Einvernehmen
nat der österreichischen Tabakregie den Aufruf folgender Abschnit¬te oer Raucherkarte 44 bekannt ! R 2 zum . Bezug von 10 Stück Zi¬
garetten der Sorte Austria 3 oder Austria 2 . R 3 , R 4 , R 6 zum

■c; ' r - voa 5 ° 10 Stück Zigaretten der Sorte Austria 2 . R 5 zum Be¬
zeig von lo Zigaretten der Sorte Austria C oder Austria 2.

Austria 3 sind nur auf den Abschnitt R 2 erhältlich.
Zigarren , können an Stelle der Zigaretten nur auf die Abschnitte
B 2 , 3 , 4 und 5 bezogen werden.

Die Abschnitte der Raueherkarte 44 verfallen mit Endeder 44 . Versorgungsperiode.
Die zi garettensorten Austria D , Austria 1 und Austria

spezial werden punktefrei abgegeben,
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Einmalige Zulage für die Gemeindebediensteten

Eie Bundesregierung hat bekanntlich den Gewerkschaften
der öffentlichen Angestellten die Zusage gemacht , an die Bedien¬
steten und Beamten des Bundes eine einmalige Zuwendung von 140 S
und an die Pensionisten des Bundes eine solche von 60 S zu ge¬
währen . Bio Gewerkschaft der Gemeindebediensteten Österreichs
hat an den österreichischen Städtebund das Verlangen gestellt,
eine ähnliche Zuwendung auch den Beamten , Angestellten und Be¬
diensteten der österreichischen Gemeinden zu gewähren * Die Ge¬
werkschaft hat in diesem Zusammenhang die Forderung nach Gewäh¬
rung eines 13 . Monatsbezuges angemeldet.

Eie Geschäftsleitung des österreichischen Städtebundes
ist heute vormittags unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Br . h . c.
Körner im Wiener Rathaus zusammerxgetreten , um zu der Forderung
der Gewerkschaft und der durch die Zusage des Bundes geschaffe¬
nen Lago Stellung zu nehmen.

Präsident Stonner berichtete über die Forderungen der
Gewcrkschcut , Er erklärte , daß die Vertretung der Gerneindeange-
stellten die vom Bund gewährte lineare Zuweisung nicht wünsche.
Die Gemeindebediensteten verlangen eine 30 $ ige Anzahlung auf den
13 . Monatsgehalt.

Vizebürgermcister Honay teilte mit , daß die gloiche
Zuwendung , die der Bund gewährt , die Gemeinde Wien mit rund 6 Mil¬
lionen Schilling in der Hoheitsverwaltung und mit rund 41/4 Millio¬
nen Schilling bei den Unternehmungen , zusammen also mit 10,244 . 000
Schilling belastet . Eie 30 $ ige Zuwendung , wie sie die Gewerkschaft
Verlangt , würde für die Bediensteten der HoeheitsVerwaltung
7 , 033 . 000 S und für das Personal der Städtischen Unternehmungen
-' • 3 Millionen S , zusammen also 13,758 . 000 S ergeben.

In einer mehrstündigen Aussprache legten die Städtever¬
treter die finanziellen Schwierigkeiten der Gemeinden dar . Per
Mehraufwand durch diese einmalige Zulage ist auch für die Landes¬
hauptstädte und die anderen großen Gemeinden außerordentlich be¬
deutend * Ein Eintreten in Verhandlungen über die Gewährung eines
13 * Monatsbezuges sei ausgeschlossen , da keinerlei Bcdeckungsmög-
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liohkoit besteht . Schon die Aufbrinung der Beträge , die durch
die Zuwendung des Bundes nun auch den Gemeinden aufgebürdet wer¬
den , stößt auf die größten Schwierigkeiten und ihre Bedeckung
müsse erst gesucht werden.

Die Goschäftsleitung des Osterreichis chen Städtebundes
beschloß , von der Bundesregicrung die Refundierung der durch
■diese einmalige Zuwendung sich ergebenden Ausgaben an die Ge¬
meinden zu verlangen . Eine Abordnung der Geschäftslcitung wird
r;u diesem Zwecke morgen vormittags beim Bundesministor für Fi¬
nanzen vorsprechen.

i

Entfallende Sprechstunden

Am Mittwoch , den 11 . und 18 . August entfallen die Sprech¬
stunden beim amtsführenden Stadtrat Exei.
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